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Beschluß der Volkskammer der DDR zur Beendigung der Le­
gislaturperiode der Bezirkstage vom 17. Mai 1990 (GBl. I Nr. 28 
S. 269)
Mit diesem Beschluß wird die Legislaturperiode der Bezirkstage 
mit Wirkung vom 31. Mai 1990 beendet. Um das Land bis zur 
Länderbildung regierbar zu halten, werden durch den Minister­
präsidenten Regierungsbevollmächtigte eingesetzt. Als beratendes 
Gremium fungieren die Abgeordneten der Volkskammer des je­
weiligen Bezirkes, die vom Regierungsbevollmächtigten monatlich 
zusammengerufen werden.

Gleichzeitig wurde die Wahlperiode der Richter und Schöffen 
der Bezirksgerichte verlängert. Sie endet drei Monate nach Inkraft­
treten eines Richtergesetzes der DDR.

АО über die Gewährung einer Unterstützung an Genossenschaf­
ten der Landwirtschaft, die durch staatliche Reglementierung mit 
hohen Krediten belastet sind, vom 4. Mai 1990 (GBl. I Nr. 29 
S. 271)
Auf der Grundlage des Gesetzes gleichen Titels vom 6. März 
1990 (GBl. I Nr. 17 S. 135) werden für die Genossenschaften der 
Landwirtschaft und deren kooperative Einrichtungen der Pflanzen- 
und Tierproduktion sowie für die Verwaltungsorgane in den Be­
zirken und Kreisen die Voraussetzungen und die Kriterien für die 
Unterstützung sowie das Verfahren der Entschuldung geregelt.

Gesetz über Rechtsverhältnisse der Abgeordneten der Volkskam­
mer der DDR vom 31. Mai 1990 (GBl. I Nr. 30 S. 274)
Mit diesem Gesetz werden die Rechte der Abgeordneten der Volks­
kammer der DDR geregelt, die sich im Zusammenhang mit der 
Annahme und Ausübung des Mandats ergeben.

Es werden u. a. die Entschädigungen, die Amtsausstattung und 
die sozialversicherungsrechtlichen Ansprüche bestimmt. Steht der 
Abgeordnete in einem Arbeitsrechtsverhältnis, Mitgliedschaftsver­
hältnis zu einer Genossenschaft oder einem Dienstverhältnis, so 
hat er das Recht, mit dem Beschäftigungsbetrieb das Ruhen der 
Rechte und Pflichten aus diesem Verhältnis zu vereinbaren.

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Parteien und andere 
politische Vereinigungen vom 31. Mai 1990 (GBl. I Nr. 30 S. 275) 
Das Parteiengesetz vom 21. Februar 1990 (GBl. I Nr. 9 S. 66) wird 
dahingehend ergänzt, daß der Ministerpräsident eine unabhängige 
Kommission einsetzt, die einen Bericht über die Vermögenswerte 
aller Parteien und mit ihnen verbundenen Organisationen, juristi­
schen Personen und Massenorganisationen der DDR im In- und 
Ausland erstellt und die Vermögenswerte unter treuhänderische 
Verwaltung nimmt.

Beschluß des Ministerrates über die Bildung des Amtes für Wett­
bewerbsschutz vom 30. Mai 1990 (GBl. I Nr. 31 S. 281)
Dieses Amt wurde mit Wirkung vom 1. Mai 1990 gebildet. Es ist 
juristische Person und gehört zum Geschäftsbereich des Ministers 
für Wirtschaft. Aufgaben und Arbeitsweise des Amtes werden noch 
in einem Statut festgelegt.

Beschluß der Volkskammer der DDR zur Verlängerung der Wahl­
periode von Richtern und Schöffen vom 8. Juni 1990 (GBl. I Nr. 32 
S. 283)
Die Wahlperiode der Richter der Kreisgerichte, die des Präsiden­
ten, der Vizepräsidenten und der Richter sowie der Schöffen des 
Obersten Gerichts wird mit diesem Beschluß verlängert. Sie endet 
drei Monate nach Inkrafttreten eines Richtergesetzes der DDR. Für 
die Militärrichter der Militärgerichte und Militärobergerichte sowie 
des Militärkollegiums des Obersten Gerichts wurde die gleiche 
Regelung getroffen.

DVO zum Gerichtsverfassungsgesetz - Umgestaltung des Staatli­
chen Vertragsgerichts - vom 6. Juni 1990 (GBl. I Nr. 32 S. 284)
Diese DVO bestimmt, daß die bisher vom Staatlichen Vertrags­
gericht wahrgenommenen Aufgaben bei der Entscheidung von 
Handelssachen und der Registrierung von Unternehmen den or­
dentlichen Gerichten übertragen werden. Zuständig sind in erster 
Instanz die Kammern für Handelssachen bei den Kreisgerichten.

Diese wurden bei den Kreisgerichten der Bezirksstädte gebil­
det. 1 Für das Verfahren in Handelssachen findet die ZPO Anwen­
dung.

VO über die Gesamtvollstreckung - GesamtvollstreckungsVO - 
vom 6. Juni 1990 (GB1.I Nr. 32 S.285)
Diese VO regelt auf der Grundlage der ZPO die Gesamtvoll- 
streckung bei Zahlungsunfähigkeit einer natürlichen oder juristi­
schen Person sowie einer nicht rechtsfähigen Personengesellschaft, 
bei juristischen Personen auch im Falle der Überschuldung. Gere­
gelt sind die Antragsstellung, die Schuldnerpflichten, der Inhalt 
des Eröffnungsbeschlusses, Aufgaben des Verwalters, Eigentums­
und Pfandrechte Dritter, die Verwertung des Vermögens und die 
Erfüllung der Forderungen sowie Kostenbestimmungen.1 2

VO über die Vollstreckung in Grundstücke - Grundstücksvoll- 
streckungsVO - vom 6. Juni 1990 (GBl. I Nr. 32 S. 288)
Diese VO regelt auf der Grundlage der ZPO die Vollstreckung von 
Zahlungsansprüchen in Grundstücke, die Zwangsversteigerung zur 
Verwertung im Rahmen einer Gesamtvollstreckung, die Zwangs­
versteigerung zur Aufhebung des am Grundstück bestehenden Mit­
oder Gesamteigentums und die Reihenfolge der Verteilung der 
Entschädigung für Grundstücke auf die angemeldeten und bis zum 
Tage des Eigentumsübergangs entstandenen Forderungen, soweit 
das in gesetzlichen Vorschriften vorgesehen ist (gerichtliches Ver­
teilungsverfahren). Geregelt sind die Verfahrensarten sowie die 
Kostenbestimmungen.3

VO über die Mitwirkungsgremien und Leitungsstrukturen im 
Schulwesen vom 30. Mai 1990 (GBl. I Nr. 32 S. 294)
Diese VO regelt, daß zur Entwicklung und Förderung der Verant­
wortung und des Zusammenwirkens aller am Unterricht und an 
der Erziehung Beteiligten (Pädagogen, Eltern und Schüler/Lehr- 
linge) auf der Ebene der Schule, des Kreises und des Landes 
Mitwirkungsgremien gebildet werden. Solche Mitwirkungsgremien 
in der Schule sind die Schul-, die Lehrer-, die Fach- und die Klas­
senkonferenz, die Gesamteitem- und die Klasseneltemvertretung 
und die Schüler-/Lehrlingsvertreter bzw. -Sprecher ab Klasse 5. 
Mitwirkungsgremien im Kreis und im Land sind die Kreisschul­
konferenz und die Landschulkonferenz sowie die Kreisschul- und 
die Landesschulbeiräte.

In dieser VO sind auch die Aufgaben, die Ernennung und die 
Entpflichtung des Direktors als Leiter der Schule geregelt.

VO über die Bildung von vorläufigen Schulaufsichtsbehörden vom
30. Mai 1990 (GBl. I Nr. 32 S. 296)
Schulaufsichtsbehörden bestehen aus den Landesschulämtem und 
den Schulämtern der Kreise. Sie werden für die Übergangszeit bis 
zur Herstellung der vollen Funktionsfähigkeit der Länder und bis 
zum Inkrafttreten landesrechtlicher Regelungen unter Verantwor­
tung des Ministeriums für Bildung und Wissenschaft als oberste 
Schulaufsichtsbehörde gebildet. Zu den Aufgaben der Behörden 
gehören u. a. die Kontrolle und Koordinierung der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit der öffentlichen Schulen, die Aufsicht über die 
schulfachlichen Angelegenheiten, die Personalangelegenheiten der 
ihnen unterstellten Pädagogen und die Aufsicht in allen dienstli­
chen Angelegenheiten.

VO über die Aufrechterhaltung von Leistungen betrieblicher Kin­
dergärten, polytechnischer und berufsbildender Einrichtungen 
vom 6. Juni 1990 (GBl. I Nr. 32 S.297)
Diese VO ist die Rechtsgrundlage für die Durchsetzung vertrag­
lich vereinbarter Leistungen zur Kinderbetreuung, zur polytech­
nischen und zur beruflichen Ausbildung. Sie regelt weiterhin die 
Übernahme von Kapazitäten der Kinderbetreuung sowie der po­
lytechnischen und beruflichen Ausbildung durch von den Betrie­
ben gebildete Kapitalgesellschaften oder durch kommunale bzw. 
andere Rechtsträger und die Sicherung dieser Einrichtungen bei 
Betriebsauflösung. Bei Verstößen gegen Festlegungen der VO ist 
die Anwendung von Ordnungsstrafmaßnahmen möglich.

1 Gleichzeitig wurden die VO über die Aufgaben und die Arbeitsweise des 
Staatlichen Vertragsgerichts vom 18. April 1963 i.d.F. vom 12. März 1970 (GBl. 
II Nr. 29 S. 209) und die dazu erlassenen vier Durchführungsbestimmungen 
außer Kraft gesetzt.

2 Erläuterung zu dieser VO: H.-J. Krefeld/H. Wagner, „GesamtvollstreckungsVO 
und GrundstücksvollstreckungsVO“, NJ 1990, Heft 7, S. 297 ff. Mit Inkrafttreten 
der VO am 1. Juli 1990 trat die VO über die Gesamtvollstreckung vom 18. 
Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S.5) außer Kraft.

3 Vgl. ebenda. Gleichzeitig trat die VO über die Vollstreckung in Grundstücke 
und Gebäude vom 18. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S. 1) außer Kraft.


